Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/2254 


13 . 03 . 92 


Beschlußempfehlung 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


über die dem Deutschen Bundestag zugeleiteten Streitsachen 
vor dem Bundesverfassungsgericht 
— Übersicht 5 — 


A. Problem 

Die in der Übersicht zusammengestellten Verfassungsstreitsachen 
sind dem Deutschen Bundestag vom Bundesverfassungsgericht 
zugeleitet worden. Der Deutsche Bundestag hat in den Verfas- 
sungsgerichtsverfahren ein Recht zur Äußerung oder zum Verfah- 
rensbeitritt. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt, von einer Äußerung oder einem 
Verfahrensbeitritt abzusehen, da in diesen Verfahren keine 
Umstände ersichtlich sind, die eine Stellungnahme geboten 
erscheinen lassen. 

Einmütige Annahme 


C. Alternativen 

Wurden im Ausschuß nicht erörtert. 


D. Kosten 


Es entstehen keine Kosten. 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

von einer Äußerung oder einem Verfahrensbeitritt zu den in der 
anliegenden Übersicht aufgeführten Streitsachen vor dem Bundes- 
verfassungsgericht abzusehen. 


Bonn, den 11. März 1992 


Der Rechtsausschuß 

Herbert Helmrich 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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A. Aussetzungsbeschlüsse 


Lfd. 

Nr. 


Az. VerfG 


12/67 


2 BvL 19/21 


ob 


Herbeiführung einer Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichts darüber, 


1. Artikel 315 Abs. 4 Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch (EGStGB) in der 
Fassung des Einigungsvertrages insoweit gegen Artikel 3 Abs. 1 GG verstößt, 
als er die Strafverfolgung wegen geheimdienstlicher Agententätigkeit, im 
Verlauf damit verübten Landesverrats und der mit der geheimdienstlichen 
Tätigkeit in Zusammenhang stehenden Bestechung gegen solche Personen 
beibehält, die ihre Handlungen vom Boden der ehemaligen Deutschen Demo- 
kratischen Republik aus begangen haben und die im Zeitpunkt des Wirksam- 
werdens der Einheit Deutschlands am 3. Oktober 1990 ihre Lebensgrundlage in 
der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik hatten, 

2. die für den Kriegsfall geltende allgemeine Regel des Völkerrechts des Arti- 
kels 31 der Haager Landkriegsordnung, wonach der zu seinem Heer zurück- 
gekehrte Spion für früher begangene Spionage nicht verantwortlich gemacht 
werden darf, auf den unter 1 . genannten Personenkreis entsprechend angewen- 
det werden kann. 


— Aussetzungs- und Vorlagebeschluß des Kammergerichts in Berlin vom 22. Juli 
1991 — (1) 3 StE 9/91 — 4 — (13/91) — 


12/73 


2 BvM 1/91 


ob sich die Exterritorialität konsularischer Räumlichkeiten auch auf Herausgabe- 
klagen erstreckt, die auf privatrechtlichem Handeln des ausländischen Staates 
beruhen. 

— Vorlagebeschluß des Landgerichts Hamburg vom 8. August 1991 — 316T 
7/91 — 


12/79 1 BvL 17/91 


12/82 1 BvL 5/91 


12/84 


2 BvL 27/91 
2 BvL 29/91 
2 BvL 31/91 


ob § 1 Abs. 1 Nr. 3 des Transsexuellengesetzes — TSG — (Mindestaltersvoraus- 
setzung) für die bloße Vornamensänderung (sogenannte kleine Lösung) mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist. 

— Aussetzungs- und Vorlagebeschluß des Amtsgerichts Schöneberg vom 26. Sep- 
tember 1991 (70 III 686/89) — 

ob es mit Artikel 6 Abs. 5 GG vereinbar ist, daß nichteheliche Väter durch § 1 Abs. 1 
Nr. 2 des Gesetzes über die Gewährung von Erziehungsgeld und Erziehungsur- 
laub (BErzGG) vom 6. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2154) von einem Anspruch auf 
Erziehungsgeld ausgeschlossen sind. 

— Vorlagebeschluß des Sozialgerichts Reutlingen vom 24. Januar 1991 (S 7 Eg 
1655/90) — 

ob 

1. §61 Abs. 6 Satz 4 (gegebenenfalls Abs. 7 Satz 1) des Richtergesetzes des 
Freistaates Sachsen vom 29. Januar 1991 (GVB1. S. 21) — SächsRiGT — , mit 
§ 71 Abs. 1 Satz 1, § 78 des Deutschen Richtergesetzes — DRiG — und § 71 
Abs. 3 DRiG, §126 Abs. 1 des Beamtenrechtsrahmengesetzes — BRRG — 
vereinbar ist, 

2. ob § 38 Abs. 1 SächsRiG mit § 71 Abs. 1 Satz 1, § 77 Abs. 2 Satz 1 DRiG 
vereinbar ist. 

— Aussetzungs- und Vorlagebeschluß des Sächsischen Dienstgerichts für Richter 
vom 16. Oktober 1991 (DG 6/91) — 

— Aussetzungs- und Vorlagebeschluß des Sächsischen Dienstgerichts für Richter 
vom 16. Oktober 1991 (DG 41/91) — 

— Aussetzungs- und Vorlagebeschluß des Sächsischen Dienstgerichts für Richter 
vom 16. Oktober 1991 (DG 7/91) — 
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B. Verfassungsbeschwerden 


Lfd. 

Nr. 


Az. BVerfG 


12/69 


2 BvR 1183/91 


der Stadt Frankfurt (Oder), 


Verfassungsbeschwerde 


gegen 

a) die Maßgaberegelung in Anlage II Kapitel IV Abschnitt III Nr. 2 b zum Eini- 
gungsvertrag, mit der das Kommunalvermögensgesetz der ehemaligen DDR 
(GBL I S. 660) um einen § 4 Satz 2 ergänzt worden ist, 

b) § 9 Abs. 2 des Gesetzes über die Feststellung der Zuordnung von ehemals 
volkseigenem Vermögen (Artikel 7 des Gesetzes zur Beseitigung von Hemm- 
nissen bei der Privatisierung von Unternehmen und zur Förderung von 
Investitionen vom 22. März 1991, BGBl. I S. 766), soweit dort § 7 des Kommu- 
nalvermögensgesetzes der ehemaligen DDR (GBl. I S. 660) aufgehoben worden 
ist, 

c) § 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 5 des Gesetzes über die Feststellung der Zuordnung 
von ehemals volkseigenem Vermögen (Artikel 7 des Gesetzes zur Beseitigung 
von Hemmnissen bei der Privatisierung von Unternehmen und zur Förderung 
von Investitionen vom 22. März 1991, BGBl. I S. 766), soweit dort konkurrie- 
rende Zuständigkeiten des Präsidenten der Treuhandanstalt bzw. des Oberfi- 
nanzpräsidenten für die Feststellung getroffen worden sind, wer in welchem 
Umfang nach Artikel 21 und 22 des Einigungsvertrages, nach diesen Vorschrif- 
ten in Verbindung mit dem Kommunalvermögensgesetz vom 6. Juli 1 990 (GBL I 
Nr. 42 S. 660), das nach Anlage II Kapitel IV Abschnitt III Nr. 2 des Einigungs- 
vertrages vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. September 1990 (BGBL I 1990 II S. 885, 1199) fortgilt, nach dem Treuhand- 
gesetz vom 17. Juni 1990 (GBL I Nr. 33 S. 300), das nach Artikel 25 des 
Einigungsvertrages fortgilt, und seinen Durchführungsverordnungen kraft 
Gesetzes übertragene Vermögensgegenstände erhalten hat, und soweit nicht 
geregelt worden ist, nach welchen Kriterien die Zuständigkeitskollision zu 
beheben wäre, 

d) das Gesetz über die Spaltung der von der Treuhandanstalt verwalteten 
Unternehmen vom 5. April 1991 (BGBL I S. 854), soweit dort ungeregelt 
geblieben ist, daß Kommunen zum Zweck der Befriedigung ihrer Ansprüche auf 
Vermögensübertragung nach dem Kommunalvermögensgesetz Anspruch auf 
entsprechende Unternehmensspaltung haben, sofern sich das beanspruchte 
Vermögen in der Hand eines von der Treuhandanstalt verwalteten Unterneh- 
mens befindet, 

betr. Verstoß gegen die kommunale Selbstverwaltungsgarantie im Sinne des 

Artikels 28 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 


12/70 


2 BvR 1237/91 


der Gemeinde Nauendorf, 
gegen 

a) die Ordnung des Ministeriums für Umwelt und Naturschutz des Landes 
Sachsen- Anhalt zur Abfallentsorgung im Land Sachsen- Anhalt vom 17. Januar 
1991, 

b) die Satzung des Landratsamts Saalkreis über die Abfallentsorgung vom 
17. Januar 1991, 

betr. Verletzung des Selbstverwaltungsrechts der Gemeinde gemäß Artikel 28 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 
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Lfd. 

Nr. 


Az. BVerfG 


Verfassungsbeschwerde 


12/71 


2 BvR 1457/91 


der Stadt Altenburg und 16 weiterer Beschwerdeführer 


gegen 

a) die Maßgaberegelung in Anlage II Kapitel IV Abschnitt III Nr. 2 b zum Eini- 
gungsvertrag, mit der das Kommunalvermögensgesetz der ehemaligen DDR 
(GBl. I S. 660) um einen § 4 Abs. 2 Satz 2 ergänzt worden ist, 

b) § 9 Abs. 2 des Gesetzes über die Feststellung der Zuordnung von ehemals 
volkseigenem Vermögen (Artikel 7 des Gesetzes zur Beseitigung von Hemm- 
nissen bei der Privatisierung von Unternehmen und zur Förderung von 
Investitionen vom 22. März 1991, BGBl. I S. 766), soweit dort § 7 des Kommu- 
nalvermögensgesetzes der ehemaligen DDR (GBl. I S. 660) aufgehoben worden 
ist, 

c) § 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 5 des Gesetzes über die Feststellung der Zuordnung 
von ehemals volkseigenem Vermögen (Artikel 7 des Gesetzes zur Beseitigung 
von Hemmnissen bei der Privatisierung von Unternehmen und zur Förderung 
von Investitionen vom 22. März 1991, BGBl. I S. 766), soweit dort konkurrie- 
rende Zuständigkeiten des Präsidenten der Treuhandanstalt bzw. des Oberfi- 
nanzpräsidenten für die Feststellung getroffen worden sind, wer in welchem 
Umfang nach Artikel 21 und 22 des Einigungsvertrages, nach diesen Vorschrif- 
ten in Verbindung mit dem Kommunalvermögensgesetz vom 6. Juli 1990 (GBl. I 
Nr. 42 S. 660), das nach Anlage II Kapitel IV Abschnitt III Nr. 2 des Einigungs- 
vertrages vom 31. August 1990 in Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom 
23. September 1990 (BGBl. 1 1990 II S. 885, 1199) fortgilt, nach dem Treuhand- 
gesetz vom 17. Juni 1990 (GBl. I Nr. 33 S. 300), das nach Artikel 25 des 
Einigungsvertrages fortgilt, und seinen Durchführungsverordnungen kraft 
Gesetzes übertragene Vermögensgegenstände erhalten hat, und soweit nicht 
geregelt worden ist, nach welchen Kriterien die Zuständigkeitskollision zu 
beheben wäre, 

d) das Gesetz über die Spaltung der von der Treuhandanstalt verwalteten 
Unternehmen vom 5. April 1991 (BGBl. I S. 854), soweit dort ungeregelt 
geblieben ist, daß Kommunen zum Zweck der Befriedigung ihrer Ansprüche auf 
Vermögensübertragung nach dem Kommunalvermögensgesetz Anspruch auf 
entsprechende Unternehmensspaltung haben, sofern sich das beanspruchte 
Vermögen in der Hand eines von der Treuhand anstatt verwalteten Unterneh- 
mens befindet, 

betr. Verstoß gegen die kommunale Selbstverwaltungsgarantie im Sinne des 

Artikels 28 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 


12/72 


2 BvR 552/91 


der Frau H. T., Schellhom, 
gegen 

a) den Beschluß des Bundesfinanzhofs vom 20. Februar 1991 — II R 18/90 — , 

b) das Urteil des Finanzgerichts Köln vom 24. August 1989 — 9 K 3207/89 — , 

c) den Bescheid des Finanzamts Aachen-Innenstadt vom 16. Juni 1989, 

d) den Bescheid des Finanzamts Aachen- Innenstadt vom 19. September 
1988/2. Januar 1988 

betr. Verletzung der Grundrechte der Beschwerdeführerin aus Artikel 3 Abs. 1 und 
Artikel 14 Abs. 1 GG durch das geltende Erbschaftsteuerrecht insoweit, als es 
ausschließlich dem Stichtagsprinzip folgt und damit keine Möglichkeit vorsieht, 
das Bereicherungsprinzip anzuwenden und darüber hinaus an verfassungswidrige 
Be wertungs Vorschriften anknüpft. 
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Lfd. 

Nr. 


Az. BVerfG 


Verfassungsbeschwerde 


12/74 


2 BvR 420/90 
2 BvR 1544/90 


1. des Herrn Dr. W. S. f Neckargemünd, 
gegen 

das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 15. Dezember 1989 
— 7 C 25.89 — 

2. des Herrn Dr. P. B. f Kassel, 


gegen 

das Urteil des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs vom 28. Juni 1990 
— 6 UE 3363/88 — 

betr. Verstöße gegen Artikel 33 Abs. 5, Artikel 33 Abs. 4, Artikel 3 Abs. 1, Arti- 
kel 20 Abs. 3 und Artikel 31 des Grundgesetzes im Zusammenhang mit der 
Abwahl des Beschwerdeführers vom Amt eines hauptamtlichen Ersten Kreisbei- 
geordneten. 


12/75 


1 BvR 1501/91 


der Frau Dr. S. M. und 21 weiterer Beschwerdeführer 
gegen 

Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 zu dem Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über 
die Herstellung der Einheit Deutschlands — Einigungsvertragsgesetz — und der 
Vereinbarung vom 18. September 1990 (BGBl. II S. 885), soweit darin Artikel 38 
Abs. 3 des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut- 
schen Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit Deutschlands 
— Einigungsvertrag — vom 31. August 1990 (BGBL II 889, 902, 903) zugestimmt 
wird, 

betr. Verletzung der Grundrechte der Beschwerdeführer aus Artikel 12 Abs. 1 
i. V. m. Artikel 5 Abs. 3 und Artikel 6 Abs. 4 sowie des Verhältnismäßigkeitsprin- 
zips des Grundgesetzes durch unterschiedliche Regelungen hinsichtlich des 
Rühens von Arbeitsverhältnissen (sog. Warteschleife) für die Beschäftigten der 
Akademie der Wissenschaften der ehemaligen DDR, der Bauakademie, der 
Akademie der Landwirtschaftswissenschaften sowie der nachgeordneten wissen- 
schaftlichen Einrichtungen des Ministeriums für Ernährung, Land- und Forstwirt- 
schaft der ehemaligen DDR im Vergleich zu den übrigen Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst. 


12/76 


1 BvR 1467/91 


des Herrn H. -K. W. , Berlin, und 52 weiterer Beschwerdeführer sowie dreier Institute 
der Bauakademie der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik 

gegen 

Artikel 1 des Gesetzes vom 23. September 1990 zu dem Vertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik über 
die Herstellung der Einheit Deutschlands — Einigungsvertragsgesetz — und der 
Vereinbarung vom 18. September 1990 (BGBl. II S. 885), soweit darin Artikel 38 
Absätze 1,2,3 und 4 des Vertrages zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik über die Herstellung der Einheit 
Deutschlands — Einigungsvertrag — vom 31. August 1990 (BGBl. II 889, 902, 903) 
zugestimmt wird, 

betr. Verstoß gegen die Artikel 1 Abs. 1, 3 Abs. 1, 5 Abs. 3 Satz 1, 12 Abs. 1 Satz 2, 
12 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. 6 Abs. 4, 14 Abs. 1 Satz 1, 19 Abs. 4 und 20 des 
Grundgesetzes insoweit, als 

— Artikel 38 IV des Einigungsvertrages (EV) festlegt, daß die Absätze 1 bis 3 des 
Artikels 38 EV sinngemäß auf die Bauakademie anzuwenden sind, 

— Artikel 38 III Satz 1 EV feststellt, daß die Arbeitsverhältnisse der bei der 
Bauakademie und ihren Instituten und Einrichtungen beschäftigten Arbeitneh- 
mer bis zum 31. Dezember 1991 befristet sind, 
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Lfd. 

Nr. 


Az. BVerfG 


Verfassungsbeschwerde 


— Artikel 38 II 3 EV bestimmt, daß die Forschungseinrichtungen und sonstigen 
Einrichtungen der Bauakademie zunächst bis zum 31. Dezember 1991 fortbe- 
stehen, soweit sie nicht vorher aufgelöst oder umgewandelt werden, 

— Artikel 38 I bis III EV widersprüchliche und nicht ausreichend bestimmte 
Aussagen enthält. 


12/77 1 BvR 873/90 


12/78 1 BvR 761/91 


der Frau M. T. W., Freiburg i. Br., 

1. unmittelbar gegen 

a) das Urteil des Bundessozialgerichts vom 29. November 1990 — 5/4 a RJ 
53/87 — , 

b) das Urteil des Sozialgerichts Freiburg vom 6. August 1987 
— S 13 J 1017/86— , 

c) den Bescheid der Landesversicherungsanstalt Baden vom 18. April 1986 
— 3821 24 220720 B 541— , 

2. mittelbar gegen 

„die rentenrechtlichen Regelungen der Reichsversicherungsordnung, soweit 
Kindererziehung nicht ,beitragsäquivalent\ sondern lediglich in Gestalt eines 
sogenannten , Kindererziehungsjahres' und zudem nur unter weiteren ein- 
schränkenden Voraussetzungen berücksichtigt wird", 

betr. Unvereinbarkeit der weitgehenden Nichtberücksichtigung der Kindererzie- 
hung im Recht der Alterssicherung mit den Grundrechten aus Artikel 3 Abs. l f 
Artikel 6 Abs. 1, Artikel 6 Abs. 4, i. V. m. Artikel 20 Abs. 1, sowie Artikel 28 Abs. 1 
GG. 

1. der Frau R. R. r Oberried-Hofsgrund, 

2. des Herrn R. R., Oberried-Hofsgrund, 
gegen 

das Urteil des Bundessozialgerichts vom 29. November 1990 — 5 RJ 36/88 — , 

betr. Verletzung der Beschwerdeführer in ihren Grundrechten aus Artikel 3, 6, (14) 
und 20, 28 sowie Artikel 103 Abs. 1 GG durch weitgehende Nichtberücksichtigung 
der Kindererziehung bei der Alterssicherung. 


12/80 


2 BvR 1519/91 


des Herrn L. H. W. 
gegen 

a) den Beschluß des Oberlandesgerichts Hamm vom 27. August 1991 — 4 Ws 
329/91 — , 

b) den Beschluß des Landgerichts Münster vom 18. Juli 1991 — 7 AR 5/91X1 — , 

betr. Verletzung des Beschwerdeführers in seinen Rechten aus Artikel 2, 11, 103 
GG durch Verlängerung der Verjährungsfrist für die Vollstreckung einer Freiheits- 
strafe um fünf Jahre. 


12/81 


1 BvR 1509/89 
1 BvR 638/90 
1 BvR 639/90 


des Herrn P. Sch., Hamburg, 

1, unmittelbar gegen 

a) den Beschluß des Hanseatischen Oberlandesgerichts zu Hamburg vom 
17. Oktober 1989—3 Ss 20/89 OWi — , 
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Lfd. 

Nr. 


Az. BVerfG 


Verfassungsbeschwerde 


b) das Urteil des Amtsgerichts Hamburg vom 17. Mai 1989 — 132 k — 
137/88; 132 k OWi 810 Js 974/88 — 

2. mittelbar gegen 

§ 5 Abs. 1 und 5 sowie § 15 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Arbeitszeit in 
Bäckereien und Konditoreien (BAZG), 

II. des Herrn E. T. K., Ulm, 

1. unmittelbar gegen 

a) den Beschluß des Oberlandesgerichts Stuttgart vom 19. April 1990 
— lSs 194/90—, 

b) das Urteil des Amtsgerichts Sigmaringen vom 23. Januar 1990 — 5 d 
OWi 3 11/88 

2. mittelbar gegen 

§ 5 Abs. 5 und § 15 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes über die Arbeitszeit in 
Bäckereien und Konditoreien (BAZG), 

III. des Herrn L. B. r Eggenfelden, 

1. unmittelbar gegen 

a) den Beschluß des Bayerischen Obersten Landesgerichts vom 10. April 
1990 — 3 Ob OWi 32/90 — , 

b) das Urteil des Amtsgerichts Eggenfelden vom 8. Dezember 1989 — OWi 
13 a Js 10950/89 — 

c) den Bußgeldbescheid des Gewerbeaufsichtsamtes Landshut vom 8. Au- 
gust 1989 — 1/5038/89 Hie/Hö — , 

2. mittelbar gegen 

§ 6 Abs. 1 und 2, § 5 Abs. 1 und 5 sowie § 15 Abs. 1 Nr. 4 des Gesetzes über 
die Arbeitszeit in Bäckereien und Konditoreien (BAZG), 

betr. Verletzung der Beschwerdeführer in ihren Rechten aus Artikel 103 Abs. 1 und 
2, Artikel 12 Abs. 1 sowie Artikel 3 Abs. 1 GG durch eine gesetzlich geregelte 
zeitliche Einschränkung der Abgabe bzw. des Ausfahrens von Bäcker- und 
Konditorwaren an Verkaufsstellen oder Verbraucher. 


12/83 


1 BvR 1509/91 
1 BvR 1648/91 


1. a) der Frau J. F., 

b) des Herrn W. F., Pößneck, 
gegen 

das Gesetz über die Anpassung von Kreditverträgen an Marktbedingungen, 
sowie über Ausgleichsleistungen an Kreditnehmer i. d. F. des Artikels 2 des 
Haushaltsbegleitgesetzes 1991 vom 14. Juni 1991 (BGBl. I S. 1314), und 

Antrag auf Erlaß einer einstweiligen Anordnung 

2. des Herrn Dr. W. R., Illmenau, 


gegen 

das Gesetz über die Anpassung von Kreditverträgen an Marktbedingungen, 
s o wie über Aus gleichsleistungen an Kreditnehmer i. d. F. des Haushaltsbegleit- 
gesetzes 1991 vom 14. Juni 1991 (BGBl. I S. 1314) 

betr. Verletzung der Beschwerdeführer in ihren Rechten aus Artikel 3 und 
Artikel 14 GG aufgrund unzulässiger einseitiger Eingriffe in bestehende Kredit- 
verträge durch Kreditinstitute zur Anpassung der Kreditzinsen in den neuen 
Bundesländern an die marktüblichen Zinssätze. 
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C. Antrag 


Lfd. 

Nr. 

Az. BVerfG 

Antrag 

12/92 

2 BvH 2/92 

festzustellen, daß die Regelungen mit Beschluß des Landtags von Sachsen- Anhalt 
vom 18. Februar 1991 (Drucksache 1/197) in Verbindung mit der Empfehlung zum 
Mandatsverzicht hinsichtlich des Antragstellers ausweislich des Berichtes des 
Sonderausschusses zur Überprüfung der Mitglieder des Landtags und der Landes- 
regierung auf eventuelle Tätigkeit für das ehemalige MfS/AfNS vom 12. Septem- 
ber 1991 (Drucksache 1/781) gegen Artikel 38 Abs. 1 Satz 2 GG sowie gegen das 
Prinzip auf rechtliches Gehör analog Artikel 103 Abs. 1 GG verstoßen. 
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